
2023/2 Leipzig Law Journal  111 

Das Bundesverwaltungsgericht: Hüter der 

Rechtsstaatlichkeit und Gestalter der Zukunft 
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Abstract: Das deutsche Rechtssystem ist geprägt von der Teilung der Gewalten in 

Judikative, Exekutive und Legislative, welche die Grundlage für ein funktionierendes 

demokratisches System bildet. Eine der wichtigsten Einrichtungen in diesem System ist das 

Bundesverwaltungsgericht, das seit 70 Jahren die höchste Instanz in 

verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten in Deutschland verkörpert. Als oberstes 

deutsches Verwaltungsgericht spielt es eine zentrale Rolle bei der Gewährleistung der 

Rechtsstaatlichkeit und der Entscheidung über Fragen des Verwaltungsrechts. Dieser 

Artikel untersucht die Bedeutung des Bundesverwaltungsgerichts im deutschen 

Rechtssystem und beleuchtet seine Rolle bei der Gestaltung der Zukunft Deutschlands. 

A.  Hintergrund und Aufgaben des 

Bundesverwaltungsgerichts 

Das Bundesverwaltungsgericht wurde am 8. Juni 1953 im Gebäude des ehemaligen 

Preußischen Oberverwaltungsgerichts in Berlin feierlich eröffnet. Durch Gesetz vom 

21. November 1997 wurde Leipzig als neuer Sitz des Bundesverwaltungsreichts bestimmt, 

sodass es seit August 2002 seine Tätigkeit im Reichsgerichtsgebäude vollzieht. Es ist das 

höchste Gericht für Streitigkeiten im Verwaltungsrecht, einem Rechtsgebiet, das die 

Beziehungen zwischen dem Staat und den Bürgern regelt. 

Das Bundesverwaltungsgericht spielt eine zentrale Rolle bei der Wahrung des 

Rechtsstaatsprinzips in Deutschland. Durch die Entscheidungen seiner derzeit 13 Senate 

schützt es die Bürger vor staatlichem Machtmissbrauch und stellt sicher, dass die 

Verwaltung im Einklang mit den Grundrechten und geltendem Recht handelt. Mit neun 

Revisionssenaten agiert das Bundesverwaltungsgericht vordergründig als eine 

Revisionsinstanz. Folglich besteht seine Hauptaufgabe darin, Rechtssicherheit zu 

gewährleisten, Rechtsfehler zu korrigieren und eine einheitliche Rechtsprechung 

sicherzustellen. Es überprüft die Vereinbarkeit von Entscheidungen der 

Verwaltungsgerichte und Oberverwaltungsgerichte mit dem Bundesrecht und dem Recht 

der Europäischen Union und hat somit das letzte Wort in vielen wichtigen 

Rechtsstreitigkeiten. Damit bestimmt es maßgebend dessen Auslegung und Anwendung. 

Das Bundesverwaltungsgericht setzt dabei hohe Maßstäbe für die Transparenz, 

Nachvollziehbarkeit und Verhältnismäßigkeit von Verwaltungsentscheidungen. Indem es 
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Rechtssicherheit schafft und die Rechte der Bürger verteidigt, stärkt das 

Bundesverwaltungsgericht das Vertrauen in den Rechtsstaat. 

B.  Entscheidungen mit weitreichender Bedeutung 

Die Urteile des Bundesverwaltungsgerichts haben oft weitreichende Auswirkungen auf die 

deutsche Rechtslandschaft. Das Gericht hat sich mit einer Vielzahl von Themen befasst, 

von Fragen des Umweltrechts über das Asyl- und Aufenthaltsrecht bis hin zur 

Digitalisierung. Durch seine Grundsatzentscheidungen setzt es wichtige rechtliche 

Leitlinien für die Verwaltung und den Gesetzgeber. Diese Urteile dienen nicht nur der 

Lösung konkreter Streitigkeiten, sondern tragen auch zur Weiterentwicklung des deutschen 

Rechts bei. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Laufe der Jahre wichtige 

Grundsatzentscheidungen getroffen, die die deutsche Judikative maßgeblich beeinflusst 

haben. 

Ein bedeutendes Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ist beispielsweise das 

„Dieselfahrverbots-Urteil“ vom 27. Februar 2018.1 In diesem Prozess ging es um die 

Frage, ob Städte Fahrverbote für ältere Diesel-Fahrzeuge zur Einhaltung der Luftqualität 

verhängen dürfen. Die Entscheidung des BVerwG bezieht sich sowohl auf ein Urteil des 

Verwaltungsgerichts Stuttgart2 als auch auf ein Urteil des Verwaltungsgerichts Düsseldorf3. 

In beiden Verfahren hatte die Deutsche Umwelthilfe (DUH) gegen die Landesregierungen 

von Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg geklagt und argumentiert, dass 

erweiterte Beschränkungsmaßnahmen (insb. Fahrverbote) für ältere Diesel-Fahrzeuge 

notwendig seien, um die gesetzlichen Grenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2) einzuhalten. 

Die Forderungen der DUH wurden von beiden Verwaltungsgerichten in den 

entsprechenden Urteilen bestätigt. Sie erklärten, dass die Landesregierungen nur 

unzureichende Maßnahmen zur Verbesserung der Luftqualität ergriffen hätten und dass die 

Erteilung von Fahrverboten rechtlich und tatsächlich nicht ausgeschlossen sei. Beide 

Urteile forcieren somit die rechtliche Grundlage für die Verhängung von Diesel-

Fahrverboten als eine angemessene Maßnahme zur Sicherstellung der Luftqualität und zum 

Schutze der Gesundheit. 

In seinem Urteil vom 27. Februar 2018 wies das Bundesverwaltungsgericht die gegen die 

Entscheidungen der Verwaltungsgerichte Stuttgart und Düsseldorf eingelegten 

Sprungrevisionen der Länder zurück. Das Bundesverwaltungsgericht entschied, dass 

Fahrverbote als letztes Mittel zur Luftreinhaltung grundsätzlich zulässig seien, wenn 

andere Maßnahmen nicht ausreichen, um die Grenzwerte für Stickstoffdioxid (NO2) 

einzuhalten. Das Gericht betonte jedoch, dass Fahrverbote verhältnismäßig sein müssten 

und es in bestimmten Fällen der Berücksichtigung von Ausnahmen bedürfte. Im Einzelnen 

entschied das Bundesverwaltungsgericht für die Stadt Stuttgart, dass Fahrverbote für alle 

Dieselkraftfahrzeuge unterhalb der Schadstoffklasse Euro 6 und für alle 

Benzinkraftfahrzeuge, unterhalb der Schadstoffklasse Euro 3, innerhalb der Stuttgarter 
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Umweltzone als geeignete Maßnahmen zur Luftreinhaltung einzustufen seien. Dabei sei 

jedoch der im Recht der Europäischen Union verankerte Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit zu wahren, demgemäß dürfe ein solches Fahrverbot nur phasenweise 

etabliert werden. Auf der ersten Stufe wären damit lediglich Kraftfahrzeuge der 

Schadstoffklasse Euro 4 betroffen. Darüber hinaus seien zum Beispiel für Anwohner oder 

bestimmte Fahrzeugtypen Ausnahmen zuzulassen. 

Dieses Urteil hatte erhebliche Auswirkungen auf die Verkehrspolitik und den 

Umweltschutz in deutschen Städten. Es ermöglichte den Kommunen, Fahrverbote als 

ultima ratio zur Verbesserung der Luftqualität einzuführen, wenn andere Maßnahmen wie 

Umweltzonen oder Verkehrslenkung nicht ausreichen. Das Urteil führte zu einer 

verstärkten Diskussion über alternative Antriebe und die Förderung von 

umweltfreundlicheren Verkehrsmitteln. 

Das „Dieselfahrverbots-Urteil“ des Bundesverwaltungsgerichts markierte einen wichtigen 

Wendepunkt in der Verkehrspolitik und betonte die Verantwortung der Städte, die 

Luftqualität zu schützen und die Gesundheit der Bürger zu gewährleisten. Es verdeutlicht, 

wie ernst es dem Bundesverwaltungsgericht mit der Einhaltung der 

Luftschadstoffgrenzwerte ist und erhöht den Handlungsdruck auf die politischen 

Entscheidungsträger. Zugleich dürfte diese Entscheidung die Position der Europäischen 

Kommission in der Frage der Einhaltung der Luftschadstoffgrenzwerte und dem 

angedrohten Vertragsverletzungsverfahren wegen deren Nichteinhaltung stärken. Insofern 

hatte das Urteil auch Auswirkungen auf andere europäische Länder und wurde als 

wegweisend für den Umgang mit der Luftverschmutzung und den Einsatz von 

Dieselfahrzeugen angesehen. 

C.  Fazit 

Indem sich das Bundesverwaltungsgericht mit zukunftsweisenden Rechtsfragen wie 

beispielsweise der Energiewende, der Digitalisierung oder dem öffentlichen Verkehr 

befasst, schafft es einen rechtlichen Rahmen für innovative Entwicklungen und spielt damit 

eine essenzielle Rolle bei der Gestaltung der Zukunft Deutschlands. Durch die klaren 

rechtlichen Vorgaben, die das Bundesverwaltungsgericht in seinen Entscheidungen 

determiniert, wird Rechtssicherheit für Bürger, Unternehmen und Behörden gewährleistet. 

Dementsprechend trägt es zur Gestaltung einer gerechten und rechtssicheren Zukunft 

Deutschlands bei. Das Bundesverwaltungsgericht bleibt somit Eckpfeiler und 

unverzichtbare Institution des deutschen Rechtssystems und ein Garant für eine 

funktionierende Demokratie. 
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